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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Bürgerrecht

Mittels parlamentarischer Initiative verlangte SVP-Nationalrat Piero Marchesi (svp, TI)
eine Änderung von Artikel 42 des Bürgerrechtsgesetzes, um Doppelbürgerinnen und
-bürger, welche schwere Verbrechen gegen Leib und Leben begangen haben, die
Schweizer Staatsbürgerschaft entziehen zu können. Laut Initiant würde damit die
Sicherheit in der Schweiz gestärkt. Die Mehrheit der SPK-NR sah in dieser Forderung
allerdings eine unzulässige Vermischung von Bürgerrecht und Strafrecht, weshalb sie
die Initiative zur Ablehnung beantragte. Des Weiteren sei unklar, inwiefern die Initiative
umgesetzt werden könne, da «schwere Verbrechen gegen Leib und Leben» in der
aktuellen Gesetzgebung nicht definiert seien. Überdies könnte die Regelung durch
einen Verzicht auf die Doppelbürgerschaft leicht umgangen werden. 
Der Nationalrat folgte seiner Kommissionsmehrheit in der Sommersession 2022
grossmehrheitlich und gab der Initiative mit 128 zu 47 Stimmen bei 4 Enthaltungen
keine Folge. Die SVP-Fraktion stimmte als einzige Fraktion dafür. Das Geschäft ist somit
erledigt. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 07.06.2022
LUKAS LÜTOLF

Strafrecht

Mit einer von Parteikollegen, aber auch vielen Vertretern der SVP und der LP sowie
einigen Freisinnigen und Christlichdemokraten unterzeichneten parlamentarischen
Initiative verlangte Nationalrat Scherrer (fp, BE) die Schaffung von gesetzlichen
Grundlagen für die Einrichtung von Schnellgerichten für die rasche Aburteilung von
Kleindelinquenten wie Ladendiebe, Schwarzfahrer, Sprayer etc. Er berief sich dabei auf
Erfahrungen in den USA (namentlich New York), wo sich solche Einrichtungen als
effizientes Mittel zur Bekämpfung derartiger Delikte erwiesen hätten. Auf Antrag seiner
Kommission für Rechtsfragen, welche primär damit argumentiert hatte, dass die
Prozessordnung vorläufig noch in den Kompetenzbereich der Kantone falle, lehnte der
Rat den Vorstoss mit deutlichem Mehr ab. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.03.1999
HANS HIRTER

In der Herbstsession 2017 verlängerte der Ständerat die Frist für die parlamentarische
Initiative betreffend die Strafbestimmungen zur Verfolgung der organisierten
Kriminalität um zwei Jahre, wie es seine Rechtskommission beantragt hatte. Man wolle
mit den eigenen, parlamentarischen Arbeiten nicht dem Vorschlag des Bundesrates
vorgreifen, den dieser in Erfüllung der 2015 überwiesenen Motion 15.3008 zur
Anpassung von Art. 260ter StGB vorlegen muss. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.2017
KARIN FRICK

In der Sommersession 2019 gab der Nationalrat einer parlamentarischen Initiative Rickli
(svp, ZH) keine Folge, mit der die Zürcher SVP-Nationalrätin die Altersgrenze für die
Unverjährbarkeit sexueller Straftaten auf 16 Jahre erhöhen wollte. Mit 96 zu 83
Stimmen folgte der Rat dem Antrag seiner Kommissionsmehrheit, die keinen Anlass sah,
die im Rahmen der Umsetzung der Unverjährbarkeits-Initiative bereits geführte
Debatte um die Altersgrenze erneut zu eröffnen. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
KARIN FRICK

Zwischenzeitlich war das Anliegen der parlamentarischen Initiative der GPK-SR,
wirksamere Strafbestimmungen zur Verfolgung der organisierten Kriminalität, vom
Bundesrat in den Entwurf zur Verstärkung des strafrechtlichen Instrumentariums gegen
Terrorismus und organisierte Kriminalität aufgenommen worden. Der Ständerat
verlängerte die Behandlungsfrist der Initiative in der Herbstsession 2019 daher um
weitere zwei Jahre, um die Umsetzung der Forderung in der bundesrätlichen Vorlage
abzuwarten. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.09.2019
KARIN FRICK
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In der Wintersession 2021 schrieb der Ständerat die parlamentarische Initiative der
GPK-SR bezüglich wirksamen Strafbestimmungen zur Verfolgung der organisierten
Kriminalität auf Antrag seiner Rechtskommission stillschweigend ab. Der
Bundesbeschluss über die Genehmigung und Umsetzung des Übereinkommens des
Europarats zur Verhütung des Terrorismus mit dem dazugehörigen Zusatzprotokoll
sowie über die Verstärkung des strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus
und organisierte Kriminalität war in der Zwischenzeit vom Parlament angenommen
worden und per 1. Juli 2021 in Kraft getreten. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.12.2021
CATALINA SCHMID

Innere Sicherheit

Nachdem der Bundesrat 1983 – nach heftiger, Opposition von Interessenorganisationen
in der Vernehmlassung – darauf verzichtet hatte, das Projekt für eine
gesamtschweizerische Regelung des Waffenerwerbs und -besitzes weiter zu verfolgen,
und 1986 die kantonalen Justiz- und Polizeidirektoren aus demselben Grund von einer
Revision des Konkordats abgesehen hatten, beschloss der Nationalrat im Berichtsjahr,
die Sache selbst in die Hände zu nehmen. Er überwies sowohl eine parlamentarische
Initiative Borel (sp, NE) für die Schaffung der erforderlichen Bundeskompetenzen als
auch eine Standesinitiative des Kantons Tessin (Kt.Iv. 91.300) für die Ausarbeitung eines
Gesetzes. Sämtliche Fraktionen waren sich einig, dass nur mit einer eidgenössischen
Regelung ein wirksamer Beitrag zur Bekämpfung der Kriminalität geleistet werden
könne. Als zusätzliches Argument wurde geltend gemacht, dass ein Bundesgesetz die
Voraussetzung für den Beitritt zu internationalen Abkommen über den Handel und
Besitz von Waffen bilde. 7

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.10.1991
HANS HIRTER

Die Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrats unternahm einen neuen Anlauf
für ein einheitliches und restriktiveres Waffenerwerbs- und -tragrecht. In Ausführung
einer Tessiner Standesinitiative und einer parlamentarischen Initiative Borel (sp, NE),
welche der Nationalrat im Vorjahr überwiesen hatte, schlug sie einen neuen
Verfassungsartikel 40bis vor. Dieser soll dem Bund die Kompetenz erteilen,
Vorschriften gegen den Missbrauch von Waffen, Waffenzubehör und Munition zu
erlassen. Mit dieser expliziten Beschränkung der bundesstaatlichen Zuständigkeit auf
die Verhinderung von Missbräuchen hoffte die Kommission, der Opposition aus Jäger-
und Schützenkreisen den Wind aus den Segeln zu nehmen. Der Nationalrat stimmte
diesem neuen Verfassungsartikel oppositionslos zu. 8

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.1992
HANS HIRTER

Mittels parlamentarischer Initiative forderte SVP-Nationalrat Piero Marchesi (TI), die
beiden Organisationen «Islamischer Zentralrat Schweiz» und «Association des
Savants Musulmans» auf die Liste der verbotenen Organisationen zu setzen. Beide
Organisationen stellten aufgrund ihrer nachgewiesenen Verbindungen zu den beiden
verbotenen Gruppierungen «Al-Qaïda» und «Islamischer Staat» eine Gefahr für die
innere Sicherheit der Schweiz dar und müssten verboten werden, forderte der Initiant
im Ratsplenum in der Wintersession 2021. Unterstützt wurde er dabei von einer
Minderheit Addor (svp, VS). Die Mehrheit der SPK-NR beantragte mit 13 zu 11 Stimmen
bei einer Enthaltung hingegen, der parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben.
Eine solche Gesetzesänderung würde die innere Sicherheit der Schweiz nicht
signifikant verbessern und das Verbot wäre leicht zu umgehen, etwa indem die beiden
Vereine unter anderem Namen fortbestehen würden, so Kommissionssprecher Thomas
Rechsteiner (mitte, AI). Zudem dürfe die Schweiz nur Gruppierungen verbieten, die von
der UNO sanktioniert oder verboten wurden. Der Nationalrat gab der Initiative mit 130
zu 54 Stimmen bei drei Enthaltungen keine Folge. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2021
CATALINA SCHMID
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Kriminalität

Mit knappem Mehr (69:62) gab der Nationalrat auf Antrag seiner vorberatenden
Kommission einer parlamentarischen Initiative Carobbio (sp, TI) Folge, welche verlangt,
dass Schmier- oder Bestechungsgelder grundsätzlich nicht mehr als
Geschäftsunkosten steuerlich abziehbar sind. Die heutige Rechtslage basiert auf einem
Bundesgerichtsentscheid und einem darauf gestützten Kreisschreiben der
Eidgenössischen Steuerverwaltung aus dem Jahre 1946. Danach sind derartige
Zahlungen steuerlich absetzbar, wenn sie vom Empfänger als Einnahmen deklariert sind
und ihre geschäftliche Notwendigkeit nachgewiesen ist. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.03.1995
HANS HIRTER

Die besondere Verwerflichkeit der sogenannten Kinderpornographie verlangt nach
einstimmiger Meinung des Nationalrats nach zusätzlichen strafrechtlichen
Bestimmungen. Er überwies eine parlamentarische Initiative von Felten (sp, BS), welche
zusätzlich zur Herstellung und zum Vertrieb auch den Besitz von Kinderpornographie
unter Strafe stellen will. 11

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.06.1996
HANS HIRTER

Gegen den Antrag seiner Kommissionsmehrheit, welche es aus föderalistischen
Gründen bei einem Postulat belassen wollte, überwies der Nationalrat auch eine
parlamentarische Initiative Goll (frap, ZH) mit konkreten Massnahmen zur Verbesserung
der Stellung von Opfern von Sexualdelikten im Strafermittlungsverfahren. Bereits in
der Sommersession hatte der Nationalrat eine Motion Goll (94.3210) als Postulat
überwiesen, welche ebenfalls Probleme mit dem Vollzug des neuen Sexualstrafrechts
monierte. Goll verlangte darin eine Abklärung darüber, ob nicht mit dem neuen
Sexualstrafrecht der Schutz von Kindern gegen sexuelle Ausbeutung generell abgebaut
worden sei. 12

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.10.1996
HANS HIRTER

Für Kinder, welche Opfer von Sexualdelikten werden, ist es oft schwer, die Täter
anzuzeigen, namentlich wenn es sich dabei um ihre Eltern handelt. Um diesem Umstand
Rechnung zu tragen, hatte der Ständerat 1994 gegen den Willen des Bundesrates eine
Motion Béguin (fdp, NE) (Mo. 93.3564) überwiesen. Diese verlangt die Aufhebung der
1992 im Rahmen der Revision des Sexualstrafrechts eingeführten Reduktion der
Verjährungszeit von zehn auf fünf Jahre für ohne Anwendung körperlicher Gewalt
begangene Sexualdelikte mit Kindern. Die Kommission für Rechtsfragen des
Nationalrats übernahm diese Forderung der kleinen Kammer. Da dringender
Handlungsbedarf bestehe, beschloss sie aber, nicht den Bundesrat mit einer Motion zu
beauftragen, sondern die Gesetzesrevision mit einer parlamentarischen Initiative in
eigener Regie durchzuführen. Das Plenum stellte sich ohne Gegenstimme hinter diesen
Antrag. Der Ständerat hiess die damit beschlossene Verdoppelung der Verjährungsfrist
ebenfalls oppositionslos gut. Da er aber noch eine Übergangsbestimmung aufnahm,
konnte das Geschäft im Berichtsjahr noch nicht abgeschlossen werden. Die
Rechtskommission des Nationalrats hatte zudem mit einer Motion verlangt, dass die
Verjährungsfrist für Sexualdelikte mit Kindern erst ab dem abgeschlossenen 18.
Altersjahr des Opfers zu laufen beginnt. Der Nationalrat stimmte auch diesem Vorstoss
mit deutlichem Mehr zu. Im Ständerat überwogen hingegen die auch vom Bundesrat
geteilten rechtstheoretischen Bedenken. Er überwies deshalb diesen Vorstoss lediglich
als Postulat. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.1996
HANS HIRTER

Die Aufhebung der 1992 im Rahmen der Revision des Sexualstrafrechts eingeführten
Reduktion der Verjährungszeit von zehn auf fünf Jahre für ohne Anwendung
körperlicher Gewalt begangene Sexualdelikte mit Kindern wurde im Berichtsjahr
verabschiedet, nachdem auch noch der Nationalrat den im Vorjahr vom Ständerat
hinzugefügten Übergangsbestimmungen zugestimmt hatte. Mit diesen
Zusatzbestimmungen wird die Verjährungsfrist auch für Delikte, die in der Zeit von 1992
bis 1997 begangen worden sind, auf zehn Jahre erhöht. 14

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.03.1997
HANS HIRTER
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Als zumindest stossend wird in weiten Teilen der Öffentlichkeit die Tatsache
empfunden, dass in der Schweiz – wie in den meisten anderen Industriestaaten auch –
die für den Geschäftserfolg als notwendig ausgewiesenen Bestechungszahlungen als
Geschäftsaufwand steuerlich abziehbar sind. In Ausführung einer 1995 vom Nationalrat
überwiesenen parlamentarischen Initiative Carobbio (sp, TI) beantragte die Kommission
für Wirtschaft und Abgaben (WAK) eine teilweise Änderung dieser Steuerpraxis.
Bestechungszahlungen an Personen, die mit öffentlichen Aufgaben betraut sind (und
zwar sowohl im In- als auch im Ausland), sollen in Zukunft nicht mehr abzugsfähig sein.
Dabei reicht es aus, wenn der Steuerbeamte eine Bestechung erkennt; eine
rechtsgültige Verurteilung durch die Strafbehörden ist nicht erforderlich. Die WAK ging
damit über die Anträge einer von ihr eingesetzten Expertengruppe hinaus. Diese hatte
vorgeschlagen, Steuerabzüge nur bei Vorliegen eines rechtsgültigen Urteils eines
schweizerischen Gerichtes nicht mehr zuzulassen (was Unkostenabzüge bei der
Bestechung ausländischer Beamter weiterhin erlaubt hätte). Der Bundesrat war mit den
Vorschlägen der nationalrätlichen WAK, die auch einer OECD-Empfehlung aus dem
Jahre 1996 entsprechen, einverstanden. 15

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.12.1997
HANS HIRTER

Mit zwei parlamentarischen Initiativen verlangte im Nationalrat die Sozialdemokratin
von Felten (BS) eine Verschärfung des Strafrechts zum Schutz der Frauen vor Gewalt in
der Ehe oder in eheähnlichen Verhältnissen. Die erste Initiative (Pa.Iv. 96.464) verlangt,
dass die einfache Körperverletzung durch den Mann in diesen Verhältnissen zu einem
Offizialdelikt wird. Der zweite Vorstoss will erreichen, dass sexuelle Nötigung und
Vergewaltigung in der Ehe vom Staat als Offizialdelikt, also auch ohne Einwilligung der
betroffenen Frau verfolgt werden muss. Noch 1990 hatte sich der Nationalrat anlässlich
der Revision des Sexualstrafrechts für die Ausgestaltung als Antragsdelikt entschieden.
Nun beantragte die vorberatende Kommission die Überweisung beider Vorstösse.
Gegenanträge stellten Dorle Vallender (fdp, AR) und Suzette Sandoz (lp, VD); sie blieben
aber mit 72:70 (Körperverletzung) resp. 82:66 (Vergewaltigung) Stimmen in der
Minderheit. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.1997
HANS HIRTER

Im Berichtsjahr wurde auch die steuerliche Abzugsfähigkeit von
Bestechungszahlungen als Geschäftsunkosten gestrichen. In Ausführung einer 1995
gutgeheissenen parlamentarischen Initiative Carobbio (sp, TI) hatte die WAK-NR 1997
entsprechende Anträge zur Revision des Bundessteuer- und des
Steuerharmonisierungsgesetzes vorgelegt. Im Nationalrat gab es keine grundsätzliche
Kritik. Einige Abgeordnete der FDP und der SVP nahmen allerdings den Vorschlag der
Expertenkommission teilweise wieder auf, wonach nicht die Steuerbehörden über die
steuerliche Abzugsfähigkeit entscheiden sollen, sondern eine rechtskräftige
Verurteilung oder eine Einziehungsverfügung im In- oder Ausland vorliegen muss. Als
Ergänzung soll in diesem Konzept eine Meldepflicht der Steuerbehörden an die
Strafverfolgungsbehörden bei Kenntnis von rechtswidrigen Bestechungszahlungen
eingeführt werden. Im Rat setzte sich jedoch das von der Ratslinken und der CVP
unterstützte Konzept der WAK durch. Die kleine Kammer schloss sich diskussionslos
und einstimmig diesen Entscheiden an, worauf die Vorlage in der Wintersession
verabschiedet werden konnte. Da von dieser Vorlage nur Bestechungsgelder an
Amtsträger betroffen sind, reichte der Sozialdemokrat Jans (ZG) eine Motion (99.3518)
ein, welche auch Schmiergelder an Private nicht mehr als steuerrelevante
Geschäftsunkosten gelten lassen will. 17

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 22.12.1999
HANS HIRTER

Als Ergänzung zur Neuregelung der Verjährungsbestimmungen bei sexuellen Delikten
mit Kindern beantragte die Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats eine
Verbesserung des Schutzes dieser Opfer während des Ermittlungs- und
Gerichtsverfahrens. Sie tat dies in Ausführung einer 1996 vom Nationalrat grösstenteils
angenommenen parlamentarischen Initiative Goll (sp, ZH). Da die Strafrechtsordnung
noch in die Kompetenz der Kantone fällt, wurden die neuen Bestimmungen ins
Opferhilfegesetzes aufgenommen. Inhaltlich geht es insbesondere auch um den Schutz
vor psychischen Belastungen bei Befragungen und bei Gegenüberstellungen mit dem
Täter. Der Nationalrat hiess die Vorschläge oppositionslos gut. 18

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.10.2000
HANS HIRTER
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Da einfacher Schmuggel (d.h. ohne Verbindung mit Urkundenfälschung und anderen
betrügerischen Handlungen) ähnlich wie Steuerhinterziehung in der Schweiz lediglich
als Übertretung und nicht als Straftat gilt, leisten die Behörden in diesen Fällen anderen
Staaten auch keine Rechtshilfe. Sie waren deshalb in letzter Zeit immer stärker unter
Beschuss der EU geraten und das Thema figurierte unter den Verhandlungswünschen
der EU für die nächste Runde von bilateralen Abkommen mit an vorderster Stelle. Der
Nationalrat gab in der Herbstsession einer parlamentarischen Initiative Pedrina (sp, TI)
Folge, welche eine Anpassung der Gesetze verlangt, um den Schmuggel, der heute in
der Regel Teil der organisierten Kriminalität darstellt, effektiver bekämpfen zu
können. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.10.2001
HANS HIRTER

Die vom Nationalrat im Vorjahr beschlossenen zivilrechtlichen Massnahmen zur
Bekämpfung von Gewalt in der Familie und in eheähnlichen Partnerschaften fanden
auch im Ständerat Zustimmung. Er lehnte es aus föderalistischen Gründen aber ab, den
Kantonen vorzuschreiben, dass sie Beratungsstellen einrichten müssen. Der Nationalrat
übernahm in der Differenzbereinigung diese Streichung. 20

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.06.2006
HANS HIRTER

In der Debatte über die Volksinitiative und den Gegenvorschlag befasste sich der
Nationalrat auch mit drei im Jahre 2004 eingereichten parlamentarischen Initiativen,
welche das Ziel verfolgten, Kinder besser vor Übergriffen durch Pädophile zu schützen.
Chiara Simoneschi-Cortesi (cvp, TI) verlangte (parl. Iv. 04.469), dass Personen, die mit
Kindern arbeiten, bei ihrer Anstellung einen Strafregisterauszug vorlegen müssen. Oskar
Freysinger (svp, VS) forderte (parl. Iv. 04.441), dass Verurteilungen wegen
Pädokriminalität nie aus dem Strafregister gelöscht werden. CVP-Präsident Darbellay
(VS) beantragte in seinem Vorstoss für Personen, die mit unter 16jährigen sexuelle
Handlungen begangen haben, ein mindestens zehnjähriges Verbot von beruflichen und
ausserberuflichen Aktivitäten mit regelmässigem Kontakt zu Kindern. Die CVP
unterstützte alle drei Initiativen, da es trotz allen juristischen Einwänden darum gehe,
hier ein Zeichen zugunsten des Schutzes der Kinder zu setzen. Die SVP stellte sich aus
denselben Gründen hinter die Anträge von Simoneschi-Cortesi und Freysinger. Die
FDP, die SP und die GP anerkannten zwar, dass im Bereich der Prävention der
Pädokriminalität ein Handlungsbedarf bestehe, lehnten jedoch alle drei Vorstösse
wegen ihrer juristischen Mängel ab. Der Nationalrat entschied sich knapp für die
Initiativen von Simoneschi-Cortesi und Darbellay, die von deutlichen Mehrheiten der
SVP und der CVP und jeweils kleinen Minderheiten der SP, der FDP und der GP
unterstützt wurden. Der Ständerat gab ihnen hingegen keine Folge. Die grosse Kammer
überwies in der Herbstsession oppositionslos auch noch eine Motion Sommaruga (sp,
GE), welche diese Forderungen zum Schutz von Kindern vor rückfallgefährdeten
Sexualtätern in allgemeiner Form aufnimmt, die Ausarbeitung der konkreten
Massnahmen und strafrechtlichen Bestimmungen aber der Regierung überlässt. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.03.2008
HANS HIRTER

Entgegen dem Antrag seiner Rechtskommission gab das Plenum des Nationalrats einer
parlamentarischen Initiative der SVP Folge, welche eine Strafverschärfung (mindestens
fünf Jahre Freiheitsentzug) für Vergewaltigungen fordert, welche durch eine Gruppe
begangen wurden. Eine entsprechende Strafverschärfung sei auch im Jugend- und
Kinderstrafrecht einzuführen. Hintergrund dieser Forderung waren mehrere Vorfälle
von Gruppenvergewaltigungen von Schulmädchen durch Jugendliche gewesen. Die
Argumente der Kommissionsmehrheit, dass nicht erwiesen sei, dass die Kriminalität von
Jugendlichen mit hohen Strafen reduziert werden könne, und dass den Richtern
genügend Spielraum für die Strafzuteilung gewährt werden müsse, vermochten nicht zu
überzeugen. 22

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.03.2009
HANS HIRTER

Vor der letzten Strafrechtsrevision im Jahre 1998 hatten Richter eine
Landesverweisung als Nebenstrafe verhängen können. Diese Bestimmung war
gestrichen worden, da ein Entzug der Aufenthaltsbewilligung für verurteilte Kriminelle
von den Einwanderungsbehörden vorgenommen werden kann. Der Nationalrat gab
einer parlamentarische Initiative Darbellay (cvp, VS) für eine Wiederherstellung des
alten Zustandes keine Folge, da dies zu Unklarheiten und einem Konkurrenzverhältnis
zwischen Gerichten und Verwaltung führen würde. 23

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.03.2009
HANS HIRTER
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Der Ständerat lehnte im Berichtsjahr eine Erhöhung der Mindeststrafe von fünf Jahren
Haft bei Gruppenvergewaltigungen ab, wie sie von einer parlamentarischen Initiative
der SVP verlangt wurde, die noch 2009 vom Nationalrat angenommen worden war.
Damit folgte die kleine Kammer ihrer Rechtskommission, die argumentierte, dass
Gerichte über einen Entscheidungsspielraum verfügen müssen, um sämtlichen
Umständen eines Falls Rechnung zu tragen. 24

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.03.2010
MARC BÜHLMANN

Die letztes Jahr eingereichte parlamentarische Initiative Schmid-Federer (cvp, ZH),
welche die Effektivität und Effizienz in den Bereichen Jugendmedienschutz und
Internetkriminalität sicherstellen wollte, wurde im Mai von der Initiantin
zurückgezogen. 25

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.05.2011
NADJA ACKERMANN

Auch die beiden Rechtskommissionen (RK-NR und RK-SR) beschäftigten sich 2012 mit
Korruption. So hiessen beide Kommissionen eine parlamentarische Initiative
Sommaruga (sp, GE) gut, welche in Folge des 2010 bekannt gewordenen Fifa-
Korruptionsskandals forderte, dass die Bestechung von Privatpersonen analog der
Bestechung von Amtspersonen zum Offizialdelikt und somit im Strafgesetzbuch
festgeschrieben wird. Damit käme die Schweiz einer Empfehlung der Staatengruppe des
Europarates gegen Korruption (GRECO) nach, welche ebenfalls verlangt, dass solche
Bestechungsdelikte nicht mehr als Antragsdelikt geahndet werden.

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.01.2012
NADJA ACKERMANN

Das Verbot der Prostitution von Minderjährigen blieb auch nach der im Vorjahr
überwiesenen Motion Amherd (cvp, VS), welche die Unterzeichnung der
Lanzarotekonvention und die Strafbarkeit der Inanspruchnahme der Prostitution von
Minderjährigen forderte, ein Thema. Dieselben Forderungen wie die Motion Amherd
hatten zwei gleichlautende, parlamentarische Initiativen Galladé (sp, ZH) (10.435) und
Barthassat (cvp, GE) (10.439). Nachdem sie beide vom Nationalrat angenommen wurden,
lehnte sie der Ständerat mit dem Argument ab, dass sich das Parlament nicht parallel zu
den laufenden Arbeiten des Bundesrates mit dem Thema beschäftigen solle. Mit
demselben Argument hielt er auch an seinem Entschluss fest, den beiden
Standesinitiativen Wallis (10.320) und Genf (10.311) zu diesem Problem keine Folge zu
geben. 26

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 27.09.2012
NADJA ACKERMANN

Die Bestechung von Privatpersonen soll gleich jener von Amtspersonen als Offizialdelikt
in das Strafgesetzbuch aufgenommen werden. Die 2010 im Anschluss an die Fifa-Affäre
eingereichte parlamentarische Initiative Sommaruga (sp, GE) wurde jedoch in der
Sommersession 2014 im Nationalrat mit 128 zu 65 Stimmen bei einer Enthaltung
abgeschrieben, da eine entsprechende bundesrätliche Vorlage zur Änderung des
Strafgesetzbuches und des Militärstrafgesetzes im Parlament hängig war. 27

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 20.06.2014
NADJA ACKERMANN

Die Staatspolitische Kommission des Nationalrats beantragte im Oktober 2014, einer
parlamentarischen Initiative Sommaruga (sp, GE) zum Schutz von Whistleblowern keine
Folge zu geben. Der Vorstoss wollte eine gesetzliche Grundlage schaffen, um
Whistleblowern politisches Asyl zu gewähren und/oder ihre Auslieferung an
Drittstaaten zu verhindern. Damit sollte dem Umstand Rechnung getragen werden, dass
immer mehr Whistleblower grosse Risiken auf sich nehmen, um staatliche Missstände
aufzudecken. Weil vielen Fällen von Whistleblowing jedoch eine Verletzung des
Amtsgeheimnisses oder ein anderer Straftatbestand zugrunde liege, sei eine staatliche
Verfolgung legitim und ein genereller Asylanspruch ungerechtfertigt, so die Begründung
der Kommissionsmehrheit. 28

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.10.2014
NADJA ACKERMANN

Der parlamentarischen Initiative Sommaruga (sp, GE) betreffend den Schutz von
Whistleblowern bei Verletzungen der Rechtsstaatlichkeit, der demokratischen Rechte
und der Volksrechte gab der Nationalrat im März 2015 keine Folge. Er folgte damit dem
Antrag seiner Kommissionsmehrheit, welche einen generellen Rechtsanspruch auf Asyl
für Whistleblower – so Kommissionssprecherin Schneeberger (fdp, BL) – als
„problematisch“ und „übertrieben“ erachtete. 29

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.03.2015
KARIN FRICK
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Ein Melderecht bei pädokriminellen Taten forderte Stefan Müller-Altermatt (cvp, SO)
mittels parlamentarischer Initiative, welche im Nationalrat jedoch mit 13 zu 149
Stimmen keine Chance hatte. Die Kommissionsmehrheit hatte dem Rat die Ablehnung
beantragt, da der Bundesrat ein solches Melderecht in der ZGB-Änderung zum
Kindesschutz ohnehin vorgesehen habe. 30

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 24.09.2015
KARIN FRICK

Die Kantone sollen gesetzlich dazu verpflichtet werden, ein ausreichendes Angebot an
Einrichtungen bereitzustellen, wo Frauen, Männer und Kinder vorübergehend Schutz
vor Gewalt aus dem nahen sozialen Umfeld finden. Dies forderte eine
parlamentarische Initiative Fehr (sp, ZH) mit der Begründung, dass in jüngster Zeit viele
Schutzsuchende mangels Platz abgewiesen oder mangels geeigneter Einrichtungen in
Spitälern untergebracht werden mussten. Nachdem das Anliegen im Sommer 2014 in
der RK-NR auf Zuspruch gestossen war, darauf von der RK-SR jedoch abgelehnt wurde,
beriet der Nationalrat im Dezember 2015 die Initiative. Entgegen der Empfehlung seiner
Kommissionsmehrheit gab er dem Vorstoss keine Folge. Für die Umsetzung des
Opferhilfegesetzes seien die Kantone zuständig, womit sich der Bund hier nicht
einmischen müsse. 31

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 01.12.2015
KARIN FRICK

Mittels parlamentarischer Initiative beabsichtigte SVP-Nationalrat Gregor Rutz (ZH), die
mit der Umsetzung der Ausschaffungsinitiative eingeführte Härtefallklausel in Art. 66a
Abs. 2 StGB aufzuheben. Seiner Ansicht nach verhindere diese «Täterschutzklausel» zu
viele Landesverweisungen und widerspreche damit dem Ansinnen der
Ausschaffungsinitiative und letztlich dem Volkswillen. Dies überzeugte die Mehrheit des
Nationalrates jedoch nicht: Mit 105 zu 64 Stimmen bei 2 Enthaltungen – die
befürwortenden Stimmen kamen aus der geschlossenen SVP-Fraktion sowie vereinzelt
aus den Fraktionen der BDP und der CVP –, gab er der Initiative keine Folge. Die grosse
Kammer schloss sich damit der Mehrheit ihrer Staatspolitischen Kommission an, die es
im Lichte der abgelehnten Durchsetzungsinitiative für eine Missachtung des
Volkswillens hielt, die Härtefallklausel wieder abzuschaffen; das Volk habe sich mit
diesem Abstimmungsergebnis klar zur Härtefallklausel und zum Grundsatz der
Verhältnismässigkeit bekannt. 32

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.06.2019
KARIN FRICK

Die Rechtskommissionen beider Räte gaben in der zweiten Jahreshälfte 2019 einer
parlamentarischen Initiative Amherd (cvp, VS) Folge, um Cybergrooming, d.h. die
sexuelle Belästigung von Minderjährigen im Internet, unter Strafe zu stellen. Die aktuelle
Rechtslage sei nicht ausreichend, um das Grooming effektiv zu bekämpfen, konstatierte
die Initiantin. Sie liess jedoch offen, ob ein spezifischer Tatbestand für Cybergrooming
geschaffen oder bestehende Tatbestände ergänzt werden sollten. In jedem Fall forderte
sie die Ausgestaltung des Tatbestands als Offizialdelikt, um die Minderjährigen
bestmöglich zu schützen. 33

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.10.2019
KARIN FRICK

Einstimmig gab die RK-NR im Februar 2021 einer parlamentarischen Initiative Regazzi
(mitte, TI) Folge, die verdachtsunabhängige verdeckte Ermittlungen im Zusammenhang
mit pädosexuellen Straftaten auf Bundesebene ermöglichen wollte. Die Kantone
wendeten nur wenige Ressourcen im Kampf gegen Pädokriminalität im Internet auf,
weshalb mittels Anpassung der Strafprozessordnung die Bundespolizei dazu ermächtigt
werden müsse, begründete der Initiant sein Anliegen. Auch die Kommission hielt die
Schaffung einer entsprechenden Bundeskompetenz für notwendig, um
Pädokriminalität im Internet wirksam zu bekämpfen. 34

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.02.2021
KARIN FRICK

Im Herbst 2021 widersprach die RK-SR ihrer Schwesterkommission und gab der 2019
eingereichten parlamentarischen Initiative von Fabio Regazzi (heute mitte, TI) für eine
wirksame Bekämpfung der Pädokriminalität im Internet keine Folge. Zu diesem
Zeitpunkt hatte der Nationalrat das Anliegen der Initiative bereits im Rahmen der StPO-
Revision diskutiert und einem einschlägigen Einzelantrag Regazzi stattgegeben. Die
Schaffung des Netzwerks digitale Ermittlungsunterstützung Internetkriminalität (NEDIK)
durch Bund und Kantone habe zu einer besseren Vernetzung aller involvierten Stellen
geführt, führte die RK-SR in ihrer Medienmitteilung aus. Durch diese optimierte
Zusammenarbeit erfolge die Bekämpfung der Cyberkriminalität schon heute
koordinierter und effizienter, weshalb sie eine Verschiebung der Kompetenzen als

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.10.2021
CATALINA SCHMID
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wenig sinnvoll erachte. Ausserdem liege die präventive polizeiliche Vorermittlung in der
Kompetenz der Kantone und sei somit keine Frage der Strafprozessordnung auf
Bundesebene. In diesem Sinne betrachtete die Kommission die von der grossen
Kammer in die StPO aufgenommene Umsetzung des Anliegens als «systematisch
falsch». 35

Die RK-NR hielt im Herbst 2022 mehrheitlich an ihrer Unterstützung der
parlamentarischen Initiative Regazzi (mitte, TI) mit dem Ziel, Pädokriminalität im
Internet wirksam zu bekämpfen, fest. Sie argumentierte, die Annahme der Initiative
würde den Weg für weitergehende Abklärungen zum Thema ebnen, etwa bezüglich
allfälliger Unvereinbarkeiten mit der Bundesverfassung oder der Notwendigkeit, weitere
Rechtsbestimmungen neben der StPO zu ändern. Die starke Minderheit – der Entscheid
fiel mit 11 zu 10 Stimmen bei 2 Enthaltungen – wollte dagegen nicht in die Zuständigkeit
der Kantone eingreifen, die sich in diesem Bereich zwischenzeitlich Know-how und ein
wertvolles Netzwerk angeeignet hätten. Mit 102 zu 90 Stimmen bei einer Enthaltung
schloss sich der Nationalrat in der Wintersession 2022 der Kommissionsmehrheit an
und gab der Initiative Folge. Während das Anliegen in den Fraktionen der Mitte, der
GLP und der SVP auf Anklang stiess, stimmten die Fraktionen der Grünen und der SP
(mit zwei Ausnahmen), die grosse Mehrheit der FDP-Fraktion sowie zwei SVP-Vertreter
gegen die Initiative. 36

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 06.12.2022
KARIN FRICK

Polizei

Angestossen durch die öffentliche Debatte um die zunehmende Gewalt gegen Beamte
und bekräftigt durch die mehr als 12'000 Unterschriften, die der Tessiner Verein «Amici
delle Forze di Polizia Svizzere» zusammen mit dem Verband Schweizerischer
Polizeibeamter und dem Verband der Tessiner Kommunalpolizeien mit einer Online-
Petition für die Verschärfung der einschlägigen Strafbestimmung gesammelt hatte,
reichten die beiden bürgerlichen Nationalräte Bernhard Guhl (bdp, AG; Pa.Iv. 16.496)
und Marco Romano (cvp, TI; Pa.Iv. 16.501) Ende 2016 zwei gleichlautende
parlamentarische Initiativen ein. Angesichts der immer häufiger und brutaler
werdenden Angriffe auf Behörden und Beamte müsse der Ruf nach konsequentem
Durchgreifen endlich gehört werden, forderten sie. Mit der Festschreibung klarer
Minimalstrafen in Art. 285 StGB könne ein klares Zeichen, sowohl in präventiver als auch
in repressiver Hinsicht, gesetzt werden, so die Begründung der Initianten. Ihrem
Ansinnen nach soll Gewalt an Beamten (nicht aber blosse Drohung) neu mit mindestens
drei Tagen Freiheitsstrafe geahndet und die vorgesehene Höchststrafe im qualifizierten
Wiederholungsfall sogar verdoppelt werden können. Ebenfalls eine Geld- oder
Freiheitsstrafe erhalten sollen zudem Mitläufer, die zwar selbst keine Gewalt ausgeübt
haben, jedoch Teil einer gewalttätigen Gruppe waren. 37

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.2016
KARIN FRICK

Im Februar 2018 gab die Rechtskommission des Nationalrats den beiden
gleichlautenden parlamentarischen Initiativen Guhl (bdp, AG; Pa.Iv. 16.496) und Romano
(cvp, TI; Pa.Iv. 16.501) zur Anpassung des Strafmasses bei Gewalt und Drohung gegen
Behörden und Beamte Folge. Da man immer noch auf die Vorlage zur Harmonisierung
der Strafrahmen warte, sende sie mit der Annahme der Initiativen ein klares Signal, dass
es an der Zeit sei zu handeln, erklärte sie.
Ein knappes Jahr später, als der Entwurf zur Strafrahmenharmonisierung vorlag, lehnte
ihre Schwesterkommission die Initiativen ab, weil sie die geforderten Anpassungen im
Rahmen ebendieser Vorlage vornehmen wollte. 38

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.01.2019
KARIN FRICK

Anders als ihre Schwesterkommission wollte die RK-NR trotz der inzwischen
angelaufenen parlamentarischen Beratung der Vorlage zur Strafrahmenharmonisierung,
im Zuge deren auch das Strafmass für Gewalt und Drohung gegen Behörden und
Beamte angepasst werden könnte, mehrheitlich an den beiden parlamentarischen
Initiativen Guhl (bdp, AG; Pa.Iv. 16.496) und Romano (cvp, TI; Pa.Iv. 16.501) mit
ebendiesem Anliegen festhalten. Im Gegensatz zur Kommissionsminderheit, die den
Initiativen keine Folge mehr geben wollte, sehe die Mehrheit Handlungsbedarf; man
müsse Behörden und Beamte besser schützen, und zwar «nicht am Sankt-Nimmerleins-
Tag», appellierte Berichterstatter Philipp Bregy (cvp, VS) an das Ratsplenum. Mit 109 zu
77 Stimmen gab der Nationalrat im Frühling 2020 beiden Initiativen Folge. 39

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.03.2020
KARIN FRICK
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Das Schicksal der beiden parlamentarischen Initiativen Guhl (bdp, AG; Pa.Iv. 16.496) und
Romano (cvp, TI; Pa.Iv. 16.501) mit der Forderung, das Strafmass für Gewalt und
Drohung gegen Behörden und Beamte anzupassen, wurde in der Sommersession 2021
endgültig besiegelt. Der Ständerat schloss sich stillschweigend dem Entscheid seiner
Rechtskommission an, das Anliegen im Rahmen der hängigen Vorlage zur
Strafrahmenharmonisierung umzusetzen und den beiden Initiativen keine Folge zu
geben. 40

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2021
KARIN FRICK

Polizeigewalt zu verhindern, sei ein berechtigtes Anliegen, man sei damit aber über das
Ziel hinausgeschossen, konstatierte Nationalrätin Céline Amaudruz (svp, GE) in der
Begründung ihrer Ende 2021 eingereichten parlamentarischen Initiative. «Wir haben ein
System geschaffen, das die Polizeiangehörigen völlig demotiviert», so die Initiantin:
Aufgrund der drohenden disziplinarischen und rechtlichen Probleme bei einem
gewaltsamen Eingreifen sei es für Polizistinnen und Polizisten die einfachste Lösung,
einfach nichts zu tun. Mit der parlamentarischen Initiative forderte sie daher, die
Vermutung der Notwehr und des Notstands bei der Dienstausübung von
Polizeiangehörigen rechtlich zu verankern. Amaudruz äusserte die Hoffnung, dass
Angreiferinnen und Angreifer unter diesen neuen Voraussetzungen zurückhaltender
agierten. Im Herbst 2022 prüfte die RK-NR die Initiative vor und kam mehrheitlich zum
Schluss, dass diese weder die Zahl noch die Dauer der Strafverfahren gegen
Polizeiangehörige vermindern würde. Ausserdem existiere das Konzept der Vermutung
in der schweizerischen Strafprozessordnung nicht, weshalb die Initiative abzulehnen
sei. Eine Minderheit Addor (svp, VS) unterstützte die Initiative, unterlag damit aber im
Rat. Mit 118 zu 68 Stimmen bei 4 Enthaltungen gab der Nationalrat der Initiative in der
Wintersession 2022 keine Folge. Das Anliegen war damit erledigt. 41

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.12.2022
KARIN FRICK
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